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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 

Nr. 1 21/67/EWG hinsichtlich der Feststellung der Preise für geschlachtete Schweine 

in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Schweinefleisch *), zuletzt geändert durch 
die dem am 22. Januar 1972 in Brüssel Unterzeich- 
neten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaa- 
ten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
zur Europäischen Atomgemeinschaft 2 ) beigefügte 
Akte :i ) wurde eine gemeinsame Interventionsrege- 
lung eingeführt, die von der Entwicklung des 
arithmetischen Mittels der auf repräsentativen Märk- 
ten der Gemeinschaft festgestellten Preise für ge- 
schlachtete Schweine abhängt. 

Durch die verbesserte Erhebung der Notierungen 
und durch die Zählung der Schweinebestände ist es 
zur Zeit möglich, einen ausgeglicheneren Durch- 
schnittspreis zwischen Angebot und Nachfrage in der 
Gemeinschaft dadurch zu bestimmen, daß diese Prei- 
se durch Koeffizienten gewogen werden, die für 
jeden einzelnen Mitgliedstaat die relative Größe des 1 
Schweinebestandes wiedergeben — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 121/67/EWG 
erhält folgende Fassung: 

„2. Liegt das arithmetische Mittel der Preise für 
geschlachtete Schweine auf den repräsentativen 
Märkten der Gemeinschaft nach Multiplikation 
mit Koeffizienten, die die relative Größe des 
Schweinebestandes der einzelnen Mitgliedstaa- 
ten widerspiegeln, niedriger als 103 v. H. des 
Grundpreises und ist damit zu rechnen, daß es 
sich weiterhin auf dieser Höhe hält, so können 
: Interventionsmaßnahmen beschlossen werden." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Begründung 

Auf dem Sektor Schweinefleisch wird der mit dem 
Grundpreis zu vergleichende durchschnittliche 
Marktpreis für geschlachtete Schweine gemäß Arti- 
kel 4 der Verordnung Nr. 121/67/EWG auf der 
Grundlage des arithmetischen Mittels der für ge- 
schlachtete Schweine auf den repräsentativen Märk- 
ten der Gemeinschaft ermittelten Preise erstellt. 

Da die in Anwendung der Richtlinie des Rates vom 
27. März 1968 durchgeführten Erhebungen über den 
Schweinebestand von nun an ein klares Bild über 
den in jedem Mitgliedstaat vorhandenen Schweine- 
bestand ergeben, wird vorgeschlagen, den Durch- 
schnittspreis für geschlachtete Schweine so genau 
wie möglich zu berechnen und zwar durch Ermittlung 
des gewogenen Mittels der Preise für geschlachtete 
Schweine unter Zugrundelegung der relativen Be- 
deutung des Schweinebestandes in jedem Mitglied- 
staat. Demzufolge ist eine Änderung des Artikels 4 
der Verordnung Nr. 121/67/EWG vorzusehen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
27. April 1973 - 1/4 (IV/ 1)- 680 70 - E - Schw 19/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. April 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht . 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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